
 

 

 

 

Vf. 69-I-23 (e.A.) 

 

 

 

 

 
 

 

 

  

 

 

 

DER VERFASSUNGSGERICHTSHOF 

 

DES FREISTAATES SACHSEN 
 

IM NAMEN DES VOLKES 

 

 

Beschluss 

 

In dem Verfahren 

über den Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung 

 

 

 

der Partei FREIE SACHSEN, Brauhausstraße 6, 09111 Chemnitz, 

- Antragstellerin - 

 

Verfahrensbevollmächtigter: Rechtsanwalt Martin Kohlmann, Brauhausstraße 6, 09111 

Chemnitz, 

 

gegen 

 

1) die Sächsische Staatsregierung, vertreten durch das Sächsische Staatsministerium der Justiz 

und für Demokratie, Europa und Gleichstellung, Hansastraße 4, 01097 Dresden, 

 

- Antragsgegnerin zu 1) - 

 

2) das Sächsische Staatsministerium des Innern, Wilhelm-Buck-Str. 2, 01097 Dresden, 

               

              - Antragsgegner zu 2) - 

 

hat der Verfassungsgerichtshof des Freistaates Sachsen durch den Präsidenten des Verfas-

sungsgerichtshofes Matthias Grünberg, den Richter Andreas Wahl, die Richterinnen Simone 

Herberger, Elisa Hoven und die Richter Markus Jäger, Dirk Kirst, Klaus Schurig, Stefan Ans-

gar Strewe und Arnd Uhle  
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am 16. November 2023 

 

 

beschlossen: 

 

Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung wird abgelehnt. 

 

 

 

 

G r ü n d e : 

 

I. 

 

Mit ihrem am 1. November 2023 bei dem Verfassungsgerichtshof des Freistaates Sachsen 

eingegangenen und mit Schreiben vom 2. und 16. November 2023 ergänzten Antrag auf Er-

lass einer einstweiligen Anordnung begehrt die Antragstellerin die Feststellung, dass der 

Sächsische Staatsminister des Innern nicht befugt sei, die Antragstellerin zu verbieten. 

 

Am 30. Oktober 2023 erschien auf der Internetseite des Fernsehsenders „Sachsen Fernsehen“ 

ein Interview mit dem Sächsischen Staatsminister des Innern, in dem dieser sich auf die Fra-

ge, ob er die Antragstellerin gern verbieten würde, wie folgt äußerte: „Es ist eine sehr, sehr 

geübte und erfolgreiche Praxis, erst zu verbieten und dann darüber zu sprechen.“ Auf weitere 

Nachfrage erklärte der Innenminister, „dass man über Parteiverbote nicht spricht, bevor man 

sie getan hat“. 

 

Die Antragstellerin beantragt festzustellen, dass der Innenminister des Freistaates Sachsen 

nicht befugt ist, die Antragstellerin zu verbieten. 

 

Zur Begründung wird vorgetragen, dass sich aus dem gesamten Kontext des Interviews erge-

be, dass der Innenminister offenbar beabsichtige, die Antragstellerin per Vereinsverbot zu 

verbieten. Die angesprochene „geübte Praxis“ könne sich nur auf Vereinsverbote beziehen, 

weil es für Parteiverbote keine geübte Praxis gebe. Ein vereinsrechtliches Verbot gegen die 

Antragstellerin wäre ein eklatanter Rechtsbruch. Gemäß § 21 Abs. 4 GG entscheide aus-

schließlich das Bundesverfassungsgericht über ein Parteiverbot. Bei der Ankündigung des 

Innenministers handele es sich um den Angriff auf einen politischen Mitbewerber im unmit-

telbaren Vorfeld von Wahlen. Der Vollzug eines Vereinsverbotes vereitele mit hoher Wahr-

scheinlichkeit einen Antritt der Antragstellerin bei den Kommunal- und Landtagswahlen. Da 

die Antragstellerin offensichtlich eine Partei sei, würde diesen Wahlen die Anfechtung dro-

hen. Der Erlass einer einstweiligen Anordnung sei zur Abwehr eines schweren Rechtsnach-

teils und eines Angriffs auf die Bedeutung des Parteienprivilegs unabdinglich. Die Gefahr 

eines Vereinsverbotes, bei dem gegen Art. 21 GG verstoßen würde, sei nicht nur latent, son-
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dern real. Die Ankündigung des Innenministers sei als konkrete Verbotsandrohung aufzufas-

sen. Da nicht bekannt sei, wann das Verbot erfolgen soll, sei Eilbedürftigkeit gegeben. 

 

Der Verfassungsgerichtshof hat dem Sächsischen Landtag gemäß § 19 Abs. 2 SächsVerfGHG 

von der Einleitung des Verfahrens Kenntnis gegeben. Die Antragsgegnerin zu 1) ist der Auf-

fassung, der Antrag sei unzulässig, jedenfalls aber unbegründet. Der gestellte Antrag sei un-

statthaft, weil die bloße Feststellung fehlender Befugnisse als Vorfrage hinter dem eigentli-

chen Unterlassungsbegehren zurückbliebe. Ferner genüge der Antrag nicht den an ihn zu stel-

lenden Begründungsanforderungen. Auch hätte die Antragstellerin zunächst Rechtsschutz bei 

den hierfür zuständigen Verwaltungsgerichten suchen müssen. 

 

 

II. 

 

Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung hat keinen Erfolg.  

 

1. Nach § 10 Abs. 1 SächsVerfGHG i.V.m. § 32 BVerfGG kann der Verfassungsgerichtshof 

im Streitfall – auch schon vor Anhängigkeit eines Verfahrens zur Hauptsache (vgl. 

BVerfG, Beschluss vom 30. Oktober 2018, BVerfGE 150, 163 [166 Rn. 9]; Beschluss 

vom 3. Januar 1986, BVerfGE 71, 350 [352]; st. Rspr.) – einen Zustand durch einstweili-

ge Anordnung vorläufig regeln, wenn dies zur Abwehr schwerer Nachteile, zur Verhinde-

rung drohender Gewalt oder aus einem anderen wichtigen Grund zum gemeinen Wohl 

dringend geboten ist (SächsVerfGH, Beschluss vom 25. Juni 2020 – Vf. 36-II-20 [e.A.]; 

Beschluss vom 14. Mai 2020 –Vf. 78-IV-20 [e.A.]; Beschluss vom 30. Januar 2009 – Vf. 

176-I-08 [e.A.]; st. Rspr.).  

 

Im Organstreitverfahren bedeutet der Erlass einer einstweiligen Anordnung einen Eingriff 

des Verfassungsgerichtshofes in die Autonomie eines anderen Verfassungsorgans (Sächs-

VerfGH, Beschluss vom 5. November 2020 – Vf. 177-I-20 [e.A.]; Beschluss vom 

30. Januar 2009 – Vf. 176-I-08 [e.A.], st. Rspr.). Bei der Prüfung der Voraussetzungen des 

§ 10 Abs. 1 SächsVerfGHG i.V.m. § 32 Abs. 1 BVerfGG ist deshalb grundsätzlich ein 

strenger Maßstab anzulegen (vgl. BVerfG, Beschluss vom 14. Juni 2017, BVerfGE 145, 

348 [356 f.]; Beschluss vom 29. März 2007, BVerfGE 118, 111 [122]; Beschluss vom 

15. Juni 2005, BVerfGE 113, 113 [124]; Beschluss vom 8. Juli 1997, BVerfGE 96, 223 

[229]). Der Erlass kann allein der vorläufigen Sicherung des streitigen organschaftlichen 

Rechts der Antragsteller dienen, damit es nicht im Zeitraum bis zur Entscheidung der 

Hauptsache durch Schaffung vollendeter Tatsachen überspielt wird (vgl. SächsVerfGH, 

Beschluss vom 5. November 2020 – Vf. 177-I-20 [e.A.]; Beschluss vom 30. Januar 2009 

– Vf. 176-I-08 [e.A.]; Beschluss vom 29. Januar 2004 – Vf. 87-I-03 [e.A.]; Beschluss vom 

18. April 2002 – Vf. 16-I-02; vgl. auch BVerfG, Beschluss vom 22. Juli 2020 – 2 BvE 

3/19 – juris Rn. 40; Beschluss vom 12. März 2019, BVerfGE 151, 58 [65] m.w.N.).  

 

Die Zulässigkeit eines Organstreits setzt grundsätzlich voraus, dass die gerügte Maßnah-

me oder Unterlassung (§ 18 Abs. 1 SächsVerfGHG) objektiv vorliegt und nicht lediglich 
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antizipiert wird. Entsprechendes gilt im Verfahren der einstweiligen Anordnung, weil es 

andernfalls an einem „Streitfall“ im Sinne des § 10 Abs. 1 SächsVerfGHG i.V.m. § 32  

BVerfGG fehlt. Für vorbeugenden Rechtsschutz ist demgemäß im Verfahren der einstwei-

ligen Anordnung grundsätzlich kein Raum (SächsVerfGH, Beschluss vom 10. Februar 

2022 – Vf. 133-I-21 [e.A.]; vgl. Walter in: Walter/Grünewald, BVerfGG, Stand: 1. Juni 

2023, § 32 Rn. 20).  

 

2. Nach diesen Maßstäben ist der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung unzuläs-

sig. 

 

Das Begehren der Antragstellerin ist auf die Feststellung gerichtet, dass der Innenminister 

des Freistaates Sachsen nicht befugt sei, die Antragstellerin zu verbieten. Der Antrag be-

trifft damit die Frage der verfassungsrechtlichen Zulässigkeit künftiger Handlungen und 

ist auf die von Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 SächsVerf, §§ 17 ff. SächsVerfGHG und ebenso von 

§ 10 SächsVerfGHG i.V.m. § 32 BVerfGG grundsätzlich nicht umfasste Gewährung vor-

beugenden Rechtsschutzes gerichtet. Auf der Grundlage des Vorbringens der Antragstel-

lerin ist auch nicht ersichtlich, dass die Gewährleistung effektiven Rechtsschutzes den Er-

lass der beantragten einstweiligen Anordnung erfordert. Konkrete Anhaltspunkte dafür, 

dass der Staatsminister des Innern beabsichtigt, die Antragstellerin unter Verletzung ihrer 

Rechte aus dem einfachen oder Verfassungsrecht zu verbieten, sind weder dargelegt noch 

sonst erkennbar. Das von der Antragstellerin zur Untermauerung ihrer Sichtweise vorge-

legte Interview ist mit Blick auf das von ihr befürchtete Verbot nicht aussagekräftig, weil 

sich der Innenminister gerade nicht zu der Frage äußern will, ob ein Verbot der Antrag-

stellerin im Raum stehen könnte. Die Auffassung der Antragstellerin, mit dem Interview 

könnte nur ein – unmittelbar bevorstehendes – Verbot der Antragstellerin gemeint sein, ist 

eine bloße Mutmaßung.  

 

 

III. 

 

Der Verfassungsgerichtshof ist zu dieser Entscheidung einstimmig gelangt und trifft sie daher 

durch Beschluss nach § 10 Abs. 1 SächsVerfGHG i.V.m. § 24 BVerfGG. 
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IV. 

 

Die Entscheidung ist kostenfrei (§ 16 Abs. 1 Satz 1 SächsVerfGHG). 

 

 

 

 

gez. Grünberg    gez. Wahl     gez. Herberger 

 

 

 

 

gez. Hoven    gez. Jäger    gez. Kirst 

 

 

 

 

gez. Schurig    gez. Strewe    gez. Uhle 

 


